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Dor VIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 16» Dezember 1968 unter 
Mitwirkung der Bundobrichter Riotschel9 Erbel5 Hubert 
Meyerp Ir» Vogt und Dx% Finke

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 5° Zivilsenats dos Oberlandesgerichts in 
Frankfurt am Main vom 24= Mai 1966 wird zu­
rückgewiesen«,
Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
trageno

Von Rechts wegen

Die Klägerin fertigt Automaten«, Die Beklagte stellt 
nCamolia,,-Damenbinden her«, Durch Vertrag vom 19= April/
160 Mai 1961 vereinbarten die Parteien über einen Vertrieb 
solcher Binden aus Automaten der Klägerin folgendess 
Die Klägerin sollte ab Oktober 1961 monatlich mindestens 
100 Automaten an Dritte (in der Regel Betriebe mit größe­
rer weiblicher Belegschaft) verkaufen und aufstellon0 Die 
Beklagte sollte ausschließlich die Abnehmer dieser Automa­
ten mit den zu deren Füllung erfox'dex'lichen Binden belie­
fern«, Daboi war zunächst an eine von der Beklagten ent­
wickelte "Endlosbindenpackung" von 50 Binden in einem 
Strang gedacht? von der der Automat jeweils eine Binde ab« 
schneiden und auswerfen sollte0 Im Vertrag vom 19= April/ 
16o Mai 1961 heißt es weiter:
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"JJ-ltoo-Jj. Ein wichtiger Grund /_ für eine frißt- 
lööc~Veruragskündigung_7 liegt insbesondere vor, wenn eine Partei den Vertrag verletzt oder wenn 
auf Grund von Kootenänderungon der Endverbraucher­
preis der Camclia-Automatenbinde derart geändert 
werden muß, daß der Artikel für den Automatenver­
kauf nicht mehr geeignet ist0
VIIIj. In jedem Palle der Beendigung de3 Vortrages 
sind Schadenersatzansprüche der einen oder ande­
ren Partei ausgeschlossene

Änderungen de3 Vertrages bedürfen der Schrift- lor-nu H
Der ursprüngliche Vertrag der Parteien wurde im No­

vember 1961 in mehrfacher Beziehung geänderte

Pie Parteien gaben den Plan auf, daß die Klägerin 
die Automaten unmittelbar an Dritte verkaufen sollte, son­
dern sahen vor, daß die Beklagte die Automaten von der Klä­
gerin kaufen und dann - mit ihren Binden - an Endabnehmer 
Weiterverkäufen sollte0

Don ursprünglichen Plan, die Automaten mit einer 
"Endlosbindenpackung11 (einem zusammenhängenden Strick­
schlauch von 50 Binden) zu füllen, mußten die Parteien 
fallen lassen, veil die Beklagte wegen der Dehnbarkeit 
des Materials bei der Endlocpackung nicht die für Automa­
ten erforderliche gleichbloibendc Dünge der einzelnen Bin­
den und gleichmäßigen Abstand der einzelnen Zollstoffein­
lagen einhalten konnte0 Die Parteien vereinbarten daher, 
die Klägerin solle einen neuen Automaten für einzeln ver­
packte Binden entwiekeln0 Das gouchah auche

Inder Polge verhandelten die Parteien darüber, wie 
die Entwicklungskosten der beiden Automaten getragen v/er­
den sollten* Am 20* Dezember 1961 übersandte die Klägerin
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dor Beklagten ein Schreiben, nit welchem sie den Inhalt 
eines Telefongespräches der Parteien vom Vortage bestä­
tigte* Darin schrieb sie Uoa»: Durch die Entwicklung dos 
"Endloobindcn1'-Automaten seien ihr 60*000 DM Entwicklungs­
kosten entstanden, welche hätten vermieden werden können, 
wenn die Beklagte rechtzeitig erkannt hatte, daß eine gleich­
mäßige Herstellung von ’’Endlosbinden” nicht möglich sei* Das 
habe: die Beklagte auch zugegeben, und die Parteien hätten 
vereinbart, daß diöso Kosten auf den Preis des von der Klä­
gerin neu zu entwiekelnden Geräts (für Einzolbinden) umge­
legt worden sollten*

Diesem Brief widersprach die Beklagte nicht*

In der Folge kamen die Parteien überein, daß Entwick­
lungskosten in Höhe von 70*000 DM (60*000 DM für den 1» 
Automaten und ein Kostenantoil von 10*000 DM für den 2» 
Automaten) in der Weise abgedeckt werden sollten, daß die 
Beklagte der Klägerin für die ersten 1000 von ihr gekauf­
ten Automaten einen um 70 DM je Stück höheren Kaufpreis 
zahlen sollte* Demgemäß wurde der Stückpreis je Automat 
zuletzt von den Parteien für die ersten 1000 Stück auf 
301 DM, für weitere Lieferungen dagegen auf nur 231 DM 
festgesetzt*

Mit Schreiben vom 21* Mai 1963 bestätigte die Klägerin 
der Beklagten die verschiedenen Änderungen des ursprüngli­
chen Vertrages»

Nachdem die Beklagte bis Februar 1964 nur 250 Automa­
ten abgonommen hatte, schrieb die Klägerin ihr am 26» Fe­
bruar 1964 enttäuscht, sio seien doch beide von einer Jah- 
rcsabnahme von 1000 Stück ausgogangen; sie bitte um eine 
monatliche Abnahme von etwa 100 Stück und v/eise auf den
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noch offenen Rest für Entwicklungskosten in Höhe von
52 o 500 1*1 hin0

Die Beklagte antwortete am 5° April 1964s

nooo wir nehmen an, daß wir im Mai doJo wei­
tere 100 Geräte abrufen werden,,
Damit hätten wir also innerhalb von 8 Monaten 
581 Geräte von Ihnen bezogen,. In dem Preis 
eines jeden Gerätes sind 70 DM als unser Bei­
trag an den Entwicklungskosten enthalten,, Da­
durch wird sich der von uns zu zahlende Ent- 
wicklungobeitrag auf 43„330 DM ermäßigen,,”

In der Folgezeit nahm die Beklagte aber nur noch 
einmal - im August 1964 - 50 Automaten ab»

Auf eine erneute Mahnung der Klägerin teilte die 
Beklagte ihr am 20„ Oktober 1964 telefonisch mit, sie 
beabsichtige nicht, weitere Automaten zu beziehen, da 
die Angelegenheit nicht rentabel sei; über die entstan­
denen Entwicklungskosten müsse man sich noch unterhalten«

Mit Schreiben vom 20» November 1964 kündigte dann die 
Beklagte den Vortrag gemäß Ziff» VI Nr« 3, da sie den Preis 
für die Binde auf 12 Pfennig habe erhöhen müssen, womit der 
Artikel zum Automatenverkauf nicht mehr geeignet sei« Eine 
Beteiligung an den Entwicklungskosten der Klägerin lohnte 
sie unter Hinweis auf Ziff» VIII des Vertrages ab«

Die Klägerin hat von den restlichen Entwicklungskosten 
einen Teilbetrag von 20„000 DM nebst Zinsen eingeklagt» Sie 
steht auf dem Standpunkt, die Beklagte habe sich zur Zah­
lung von 70o000 DM Entwicklungskosten verpflichtet» Da die 
Vereinbarung über eine ratenweise Tilgung dieser Schuld 
mit 70 DM jo gekauftem Automaten infolge der - übrigens 
unbegründeten - Kündigung der Beklagten entfallen sei,
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müsse sie den noch offenen Restbetrag auf einmal be-
zahlen.

Die Beklagte hat demgegenüber eingewandt, sie ha­
be sich nicht dazu verpflichtet, 70o000 DM Entwicklungs­
kosten unabhän/zi/r_ vom_ Kauf_ von^ Automaten zu bezahlen, Da 
sie infolge ihrer berechtigten Kündigung nicht mehr ver­
pflichtet sei, Automaten absunehmen und zu bezahlen, ent­
falle der zur Abdeckung der Entwicklungskosten vereinbar­
te Kaufpreiszuschlag von 70 DM je Automat, Sie hat auch 
die Höhe der Entwicklungskosten bestritten und sich wei­
ter auf Mängel der gelieferten Automaten berufen,

Landgericht und Oberlandesgericht haben der Klage 
stattgegeben, Mit.ihrer Revision, um deren Zurückweisung 
die Klägerin bittet, verfolgt die Beklagte ihren Antrag 
auf Klageabwoisung weiter.

Entß 9 i d u n y J L

Das Berufungsgericht stellt - in tatrichterlicher 
Würdigung dos Schriftwechsels der Parteien und ihres Ver­
haltens - fest, die Parteien hätten mündlich vereinbart, 
daß die Beklagte der Klägerin 70,000 DM Entwicklungskosten 
erstatten solle, Ihre weitere Vereinbarung über die Befug­
nis der Beklagten, diesen Betrag ratenweise (als "Kauf- 
Preiszuschlag” von je 70 DM auf den Preis der ersten 1000 
von ihr zu beziehenden Automaten) zu tilgen, habe unter 
der auflösenden Bedingung gestanden, daß diese Stundung 
entfalle, wenn die Beklagte bei der Klägerin nicht minde­
stens 1000 Automaten kaufe, Nachdem diese auflösende Be­
dingung infolge der Kündigung der Beklagten eingetreten 
sei, könne die Klägerin den (nach Abnahme von 331 Automa-
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ton durch die Beklagte) noch offenen Restbetrag Ent­
wicklungskosten von 460830 DM (669 x 70 DH) "auf einmal" 
fordern»

Diese tatrichterlichc Würdigung läßt keinen Rechts- 
fehlcr erkennen und bindet daher das Revisionsgericht0 
Was die Revision dagegen vorbringt, schlägt nicht durch»

Io Zu Unrecht rügt die Revision, das Berufungsge­
richt habe übersehen, daß nach dem ursprünglichen Vertrag 
vom 19o April/160 Mai 1961 im Verhältnis der Parteien die 
Entwicklungskosten zwangsläufig dor_ Klägerin zur last fal­
len mußten, weil diese nach der dort getroffenen Regelung 
ihre Automaten nicht an die Beklagte, sondern unmittelbar 
an die Endabnehmer verkaufen sollte0

a) Davon geht auch das Berufungsgericht aus, wie seine 
Ausführungen (So 16 oben dos Urteils) zeigen» Seine Bemer­
kung (So 11 des Urteils), in dem ursprünglichen Vertrag sei 
von Entwicklungskosten "nicht die Rede", ist im übrigen zu­
treffend»

b) Ob der weitere Schluß des Berufungsgerichts (S0 11 
aaO) zutrifft, die nachträgliche Einigung der Parteien (über 
die Übernahme dor Entwicklungskosten durch die Beklagte) 
stelle keine Änderung des ursprünglichen Vertrages dar, kann 
auf sich beruhen» Das Bcrufungsurtoil wird Jedenfalls von 
der weiteren Pest Stellung (S» 16 aaO) getragen, dor Umstand, 
daß die Parteien nach dem Vertrage von 1961 von einer Ent­
wicklung der Automaten auf_Kosten^ der_Klägerin ausgegangen 
seien, schließe es nicht aus, daß die Beklagte der Klägerin 
unter den später veränderten Umständen nachträglich die Be­
teiligung an den Entwicklungskosten versprochen habe» Eine 
solche nachträgliche mündliche Zusage stellt das Berufungs­
gericht rcchtsfehlerfrei fest»
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c) Es war nicht gezwungen,, mit Rücksicht auf die 
Schriftformklausel in Ziff0 X des ursprünglichen Vertra­
ges dieser nachträglichen mündlichen Vereinbarung die Wirk­
samkeit zu versagen« Ras hat es (S« 13 oben) unter Hinweis 
auf die Entscheidung des Senats BGH NJW 1965? 293 zutref­
fend ausgeführto Rio Revision zieht die Richtigkeit der 
dort niedergelegtcn Rcchtsauffassung auch nicht in Zwei­
fel-, sondern geht selbst davon aus»

.2« Sic meint, aus dem Bestätigungsschreiben der Klä­
gerin vom 20o Besembor 1961 ergebe sich, daß "keine Tren­
nung der Entwicklungskosten von den abzunehmenden Geräten 
erfolgen" sollte« Ra das Bestätigungsschreiben die Vermu­
tung der Vollständigkeit für sich habe und Unklarheiten 
darin zu Lasten der Klägerin gingen, hätte das Berufungs­
gericht angesichts dieses Schreibens nicht den Schluß zie­
hen dürfen, daß die Beklagte zur Zahlung von Entwicklungs­
kosten an die Klägerin auch unabhängig von dem Kauf von 
Automaten verpflichtet sei«

Ras Berufungsgericht brauchte jedoch weder diesem Brief, 
noch dem sonstigen Schriftwechsel zu entnehmen, daß die Par­
teien darüber einig gewesen seien, die Beklagte solle bei 
vorzeitigem Abbruch der Geschäftsverbindung der Parteien 
(vor der Abnahme von 1000 Automaten) zur Erstattung der 
restlichen Entwicklungskosten an die Klägerin nicht ver­
pflichtet sein« Rer Fall eines vorzeitigen Abbruchs der 
Geschäftsverbindung ist im Schriftwechsel der Parteien bis 
Oktober 1964 nicht behandelt« Rieser Schriftv/echsel schließt 
aber die Möglichkeit der vom Berufungsgericht festgostell- 
ten mündlichen Vereinbarung der Parteien über diesen Punkt 
nicht aus«
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3° Die Revision meint, die Beklagte habe sieh 
nicht bereit erklärt, die Entwicklungskosten der Klä­
gerin selbst zu übernehmen, sondern nur, sie auf ihre 
Endabnehmer abzuwälzen*

Es mag sein, daß sie von der Erwartung ausging, das 
tun zu können* Sie hat sich aber verpflichtet, die Ent­
wicklungskosten von 70*000 DM durch den vereinbarten 
" Kauf pr ei sauf schlag” von 70 DM für jeden der ersten 1000 
von ihr zu kaufenden Automaten selbst an die Klägerin zu 
zahlono Denn nach den späteren Inhalt des Rahmenvertrages 
der Parteien kaufte sie (Beklagte) die Automaten bei der 
Klägerin*

4o a) Aus dem Inhalt des Bestätigungsschreibens der 
Klägerin von 21* Mai 1963 brauchte das Berufungsgericht 
nicht den Schluß zu ziehen, die Parteien hätten nicht 
wirksam mündlich vereinbart, daß die Beklagte im Palle 
vorzoitigor Veitragsbeendigung die restlichen Entwicklungs­
kosten tragen solle* Daß eine mündliche Abrede auch außer­
halb und neben einem schriftlichen Bestätigungsschreiben 
wirksam sein kann, besagt gerade die von der Revision an­
geführte Entscheidung BGH NJ\v 1964, 589*

b) Die Revision meint zu Unrecht, das Berufungsgericht 
gehe davon aus, daß das Bestätigungsschreiben vom 21* Mai 
1963 überhaupt keine Regelung der Entwicklungskosten ent­
halte *

Das Berufungsgericht erwähnt zutreffend, daß in die­
sem Schreiben auch die Entwicklungskosten mittelbar er­
wähnt sind, nämlich in Form des um 70 DM höheren Stück­
preises für die ersten 1000 Automaten* Ungeregelt geblie-
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ben ist im Bestätigungsschreiben nur die Frage, v/as zu 
gelten habe, wenn die Geschäftsverbindung der Parteien 
wider Erwarten vor Abnahme der ersten 1000 Automaten 
durch die Beklagte abrißo Hierüber haben die Parteien 
nach den rechtsfehlerfreien Peststellungen des Berufungs­
gerichts die oben wiedergegebenc mündliche Vereinbarung 
getroffen.. Dem steht nach dem oben zu a) Gesagten das 
Bestätigungsschreiben vom 210 Mai 1963 nicht zwingend 
entgegen«

c) Damit erledigt sich zugleich die Büge der Bevi- 
sion, selbst wenn die Beklagte vor dem 21« Mai 1963 die 
Verpflichtung übernommen habe, der Klägerin die Entwick­
lungskosten auch unabhängig vom Kauf von Automaten zu er­
statten, so würde eine solche Verpflichtung doch mit dem 
Schreiben von 21«, Mai 1963 weggcfall-en sein«

Bas trifft nicht zu, Bas Berufungsgericht durfte 
vielmehr ohne Bechtsverstoß davon ausgehen, daß die von 
ihm festgcstcllte mündliche Abrede der Parteien, wonach 
die Beklagte die Entwicklungskosten in Palle vorzeitiger 
Beendigung der Geschäftsverbindung der Parteien auch un­
abhängig vom Kauf von Automaten zu tragen hatte, durch 
das Bestätigungsschreiben vom 210 Mai 1963 in ihrem Be­
stand unberührt blieb«

d) Dieses Bestätigungsschreiben ist in seinem Wort­
laut nicht eindeutig, wie die Bevision meint, sondern ent­
hält eine Lücke, soweit es sich um die Präge handelt, wem 
die Entwicklungskosten im Palle vorzeitigen Abbruchs der 
Gcschäftsbeziehungen zur Last fallen sollten«



-  11 -

Diese Lücke der schriftlichen Vereinbarung haben 
die Parteien durch ihre vom Berufungsgericht ohne Rechts- 
fohler fcstgestellte mündliche Vereinbarung ausgefüllt0

5o Die Revision vermag nichts dafür darzulegen, das 
Berufungsgericht habe verkannt, daß es sich bei den Par­
teien um "goschäftserfahrene und vorsichtige Kaufleuto 
handelte11 o Aus diesem Umstand brauchte es nicht zu fol­
gern, daß die Parteien eine Verpflichtung der Beklagten 
zur Erstattung von Entwicklungskosten unabhängig vom Kauf 
von Automaten unter allen Umständen schriftlich geregelt 
haben würden«,

So Die Revision meint, die Schreiben der Klägerin 
vom 26o Februar 1964 und der Beklagten vom 3o April 1964 
enthielten keine Vereinbarung der Parteien über eine Ver­
pflichtung der Beklagten, die Entwicklungskosten unabhän­
gig vom Kauf von Automaten und anders als durch einen Kauf- 
preisaufschlag zu tragen0

Das verkennt auch das Berufungsgericht nicht«, Es sieht 
in dem Inhalt dor beiden Schreiben jedoch Beweisanzeichen 
für eine von den Parteien früher getroffene mündliche Ver­
einbarung dos von ihm festgestellton Inhalts=> Darin liegt 
kein Rechtsverstoß„

7o Als ein - wenn auch schwaches - Beweisanzeichen 
dafür durfte das Berufungsgericht auch die am 20«, Okto­
ber 1964 telefonisch gemachte Äußerung des Direktors 
B|0Bl der Beklagten gegenüber der Klägerin werten, über 
die Entwicklungskosten müsse man sich noch unterhaltene
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8c Das Berufungsgericht stellt fest, daß die Par­
teien darüber einig geworden seien, die Beklagte solle 
der Klägerin 70^000_DM Entwicklungskosten erstatten; 
darüber habe die Beklagte am 3« April 1964 ein bestä­
tigendes Schuldanerkenntnis abgegebene

Das greift die Revision an, jedoch ohne Erfolge

a) Die Würdigung des gesamten Schriftwechsels brauch­
te das Berufungsgericht nicht zu dem Ergebnis zu führen, 
der Brief der Beklagten vom 3« April 1964 sei kein bestä­
tigendes Schuldanerkenntnis, Es hat dieses Schreiben auch 
nicht "isoliert" und außerhalb des Zusammenhangs des son­
stigen Schriftwechsels gewürdigt,

b) Die Revision meint, das bestätigende Schuldaner­
kenntnis setze das Bestehen einer Schuld voraus. Davon 
geht aber auch das Berufungsgericht aus. Es schließt näm­
lich von der Abgabe des Schuldanerkenntnisses im Schrei­
ben vom 3o April 1964 auf eine entsprechende frühere münd­
liche Vereinbarung der Parteien, Darin liegt kein Rechts­
verstoß c

c) Angesichts dieses vom Berufungsgericht rechtsfeh­
lerfrei festgestellten Schuldanerkenntnisses kommt es 
nicht mehr darauf an, ob, wie das Berufungsgericht in an­
derem Zusammenhang beiläufig bemerkt, die Porderung der 
Klägerin von 60,000 DM Entwicklungskosten für den 1, Auto­
maten sich in der Größenordnung dessen hielt, was andere 
Anbieter als Vorauszahlung für Entwicklungskosten von der 
Beklagten gefordert haben.
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Die gegen diese Bemerkung des Berufungsgerichts ge­
richtete Revisionsrüge liegt daher neben der Sache*

d) Das Berufungsgericht hat nicht verkannt* daß die 
Beklagte den Auftrag zur Entwicklung des 1 » Automaten ge­
rade deswegen an die Klägerin erteilt hat* weil diese von 
ihr - im Gegensatz zu anderen Anbietern - zunächst keine 
Erstattung von Entwicklungskosten gefordert hatte,, Da3 
Berufungsgericht hat sich mit diesem Gesichtspunkt aus­
führlich und rechtsfehlerfrei auseinandergesetzt» Seine 
Ausführungen hierzu (So 15 unten bis So 16 Mitte aaO) 
sind überzeugendo Sie bilden den tragenden Kern seines 
Urteilso

e) Das Berufungsgericht hat weiter nicht übersehen* 
daß die Klägerin .zur Spezifizierung der für den ‘'Endlos­
binden-Automat en,r bereits auf gewandten Entwicklungskosten 
nicht gänzlich außerstande war0 Das ergibt sich aus seinen 
Ausführungen S• 18 oben des Urteilso Einer EinzelSpezifi­
kation bedurfte es aber nicht mehr* nachdem die Parteien* 
wie das Berufungsgericht featstellt* sich auf einen zu 
erstattenden Pauschalbetrag von 70»000 DM für beide Auto­
maten geeinigt hatten»

9» Das Berufungsgericht führt aus* Ziff» Till des 
Vertrages von 1961 stehe dem Erstattungsanspruch der Klä­
gerin nicht entgegen* da es sich um einen Erfüllungs- und 
nicht um einen Schadensersatzanspruch handele»

Auch das ist frei von Rechtsirrtum»

a) Der neuerliche Hinweis der Revision auf Ziffo VIII 
des Vertrages geht gegenüber der vom Berufungsgericht ge­
gebenen Begründung ins leere„
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b) Ihre Ansicht? ein Erfüllungsanspruch der Klägerin 
könne hier nur auf Abnahme weiterer Automaten (zum erhöh­
ten Stückpreis von 301 DM, d0h0 einschließlich 70 DM Ent- 
wicklungskostenaiitcil) gerichtet sein, ist unvereinbar 
mit der rechtsfehlerfroien .Feststellung des Berufungs­
gerichts über die von den Parteien zu diesem Punkt münd­
lich getroffene Vereinbarung, wonach die Beklagte den bei 
Abbruch der Geschäftsverbindung noch offenen Restbetrag 
bis zu 70o000 DM Entwicklungekosten auch unabhängig von 
einem Kauf von Automaten an die Klägerin zu erstatten 
hat o

10o Auch das Berufungsgericht geht - ebenso wie die 
Revision - davon aus, daß die Beklagte keine Verpflich­
tung zur Abnahme einer bestimmten Zahl von Automaten 
innerhalb bestimmter Zeit eingogangon ist (So 19 des 
Urteils)0

Dieser Umstand schließt aber nicht die vom Berufungs­
gericht getroffene Feststellung über die mündliche Verein­
barung der Parteien zur Frage der Erstattung von Entwick­
lungskosten bei vorzeitigem Abbruch der Geschäftsverbin­
dung auSo

a) Ein logischer Widerspruch ist don Ausführungen 
des Berufungsgerichts nicht zu entnehmen,,

b) Es hat ersichtlich bei seiner Würdigung die Tat­
sache auch nicht unberücksichtigt gelassen, daß die Be­
klagte nach dem Ende der Geschäftsverbindung der Parteien 
nicht mehr in der läge war, den von ihr dann noch an die 
Klägerin zu zahlenden Rest der Entwicklungskosten über 
ihren Weiterverkaufspreis auf ihre Abnehmer abzuwälzen0
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Aus dem Wegfall dieser Möglichkeit für die Beklagte 
brauchte das Berufungsgericht nicht zu schließen, die 
Parteien könnten eine Vereinbarung des von ihm festge­
stellten Inhalts nicht getroffen haben«, Denn es ist kein 
G-rund ersichtlich, warum die Parteien in einem solchen 
Fall den Rest der Entwicklungskosten ersatzlos auf der 
Klägerin hätten hängen lassen sollen«,

11 o Ob die Beklagte zur Kündigung des "Rahmenver­
trages" der Parteien befugt war oder nicht, kann auf 
sich beruheno Bas Berufungsgericht hat diese Frage nicht 
entschieden«. Es hat die Kündigung der Beklagten nur inso­
weit gewertet, als es in ihr den Eintritt der auflösen­
den Bedingung sieht, wodurch der noch offene Restbetrag 
der Entwicklungskosten zur Zahlung durch die Beklagte 
fällig geworden sei»

Barauf, ob die Beklagte ein Recht zu fristloser Kün­
digung hatte oder nicht, kommt es hier nicht an* Nach dem 
oben Gesagten muß sic den Rest der Entwicklungskosten auch 
dann tragen, wenn sie kündigen durfte«, Erst recht gilt 
das, wenn sie grundlos gekündigt haben sollte«,

12c Anders als das Landgericht stützt das Berufungs­
gericht seine Entscheidung nicht auf den Gesichtspunkt 
eines "Wegfalls der Geschäftsgrundlage"„

V7as die Revision gegen diesen Gesichtspunkt vor­
bringt, kann daher auf sich beruhen«,
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13o Hach alledem ist die Revision mit der Kosten- 
folgc des § 97 ZPO zurückzuv,reiseno

Rietschel Erbel Meyer

Bundesrichter Dr« Finke 
ist infolge Erkrankung 
an der Unterschrift ver- 
hindert, RiGtschel

Vogt


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	2

	10

	12

	13

	15




